
Region

Uni-Rektorin Andrea Schenker-Wicki: «Nicht nur steckt das Baselbiet in finanziellen Schwierigkeiten, auch der Bund lagert Gelder um und die anderen Kantone zahlen weniger für ihre Studierenden.» Bild: Roland Schmid

«Wir müssen aus
dieser Situation
herausfinden»

Andrea Schenker-Wicki (65) ist seit neun JahrenRektorin der Universität Basel –
und sieht sich erneut finanziellen Engpässen von Bund undKantonen gegenüber.
Jetzt ist die Lage allerdings alarmierend: DerUni brechen dieGelder anmehreren
Pfeilern gleichzeitig weg. Ein Leistungsabbau kommt für sie aber nicht in Frage.

Interview: Andreas Schwald
undHans-Martin Jermann

FrauSchenker-Wicki,wie geht es
IhnendieserTage?
Andrea Schenker-Wicki: Wir haben in
der Tat keine einfache Zeit hinter uns,
aber es gehtmir gut.Derzeit ist es rela-
tiv ruhig anderUniversitätBasel, auch
wenn uns die kriegerischen Auseinan-
dersetzungen in der Ukraine und im
Nahen Osten alle sehr beschäftigen.
Immerhin haben wir die Corona-Pan-
demie gut überstanden, das trägt zur
Ruhe bei.

Baldwirdder Jahresbericht 2023
publiziert. Vor einemJahr stand Ihr
Editorial imZeichendesPande-
mie-Endes.Waswird in Ihrem
aktuellenEditorial stehen?
Wir dürfen da natürlich nicht zu viel
verraten.Abergrobgesagt:DieUniver-
sität Basel steht gut da, auch wenn die
Finanzen eine Herausforderung sind.
Dasgilt nichtnur füruns, sondernauch
für andereUniversitäten.

AusdemBaselbietwirdangesichts
derFinanzlagewiederdieForde-
rung laut, denUnivertrag zukündi-
genoderdieBeiträge zu senken.
WaswärendieKonsequenzen?
Eines vorweg: Wir haben grossen Res-
pekt vor der finanziellen Lage, der sich
das Baselbiet gegenübersieht. Da wir
aber paritätisch finanziert sind, wären
die Konsequenzen von sehr grosser
Tragweite.GingedasBaselbiet fünfbis
zehn Prozent zurück, dannmüsste Ba-
sel-Stadt mitziehen. Insgesamt würde
somiteineallfälligeReduktionvon fünf
bis zehn Prozent des einen Kantons zu
einerReduktionumdiesenProzentsatz
vonbeidenKantonen führen.Daswäre
absolut einschneidend.

AberdieUni erhält ja auchMittel
desBundes.
Das ist korrekt. Und auch von den an-
derenKantonen,dieStudierendezuuns
schicken. Nun gibt aber auch der Bund
imBildungsbereicheinehalbeMilliarde
Franken weniger aus als angekündigt.
Dasbedeutet, dass sämtlichezehnUni-
versitäten der Schweiz – die Eidgenös-
sischenTechnischenHochschulenaus-
genommen – in den kommenden vier
Jahren insgesamt lediglich 17,4 Millio-
nen Franken zusätzlich erhalten. Die
Inflation, von der wir nicht wissen, wie

stark sie noch zu Buche schlagen wird,
kommt da noch obendrauf. Effektiv
wirddiesalsozueinerKürzungderBun-
desbeiträge führen.

AusBerngibt es alsogeradenicht
vielHilfe…
…und die anderen Kantone, die uns
Studierende schicken und dafür Bei-
träge bezahlen, haben ihreTarifemas-
siv gekürzt. Somit fällt auch hier ein
zweistelligerMillionenbetragweg.Wir
haben also nicht nur die Herausforde-
rung, dass dasBaselbiet infinanziellen
Schwierigkeiten steckt, sondern auch
der Bund lagertGelder umunddie an-
derenKantone zahlenweniger für ihre
Studierenden.Das führt zueinemmas-
siven Einbruch auf der Ertragsseite.

Sie erlebendieDebatteumdie
BaselbieterBeiträgenicht zum
erstenMal.Unterscheidet sichdie
aktuelleFinanzierungsdebatte von
der letzten?
Ja, wir haben heute eine ganz andere
Situation.DieUniversität ist viel besser
im Baselbiet verankert. Ich spüre ein
grossesWohlwollen seitensderPolitik.
Natürlichgibtes immerwiedereinzelne
Stimmen,die fordern,dassderUniver-
trag gekündigt wird. Aber das gehört
dazu.DieSignale,die ichausRegierung
und Parlament erhalte, sind: Wir müs-
sen jetzt alle gemeinsam eine Lösung
finden, auch mit unseren Partnern in
Basel-Stadt.

DasWohlwollen ist alsoda,man
mussnunaber gemeinsamüberdie
Zukunft diskutieren.

Exakt.AuchdieBauten sindeingrosses
Thema. Die hohen Kosten liegen aber
nichtdaran,dasswir gerneunglaublich
teuer bauen. Ein neues Gebäude, das
auf der Höhe der Zeit sein muss, über
moderneLabors verfügtundgeltenden
Sicherheitsstandards entspricht, weist
nunmaleinengewissenQuadratmeter-
preis auf. Sämtliche Vergleichsdaten,
dieunsvorliegen, ergebenweltweit ein
ähnliches Bild, was die Kosten solcher
Bauten angeht.

WenigerGeldvonBundundKanto-
nen, steigendeAusgaben fürEin-
richtungen: Ist dieRolle einer
Uni-Rektorinheute vor allemdie
einerFinanzministerin?
(Lacht.)Wirhabenmit JürgenRümme-
le einen wunderbaren Finanzdirektor
im Rektorat, mit dem ich mich regel-
mässigaustausche.Aberganzernsthaft:
Wirmüssenunswirklichüberlegen,wie
wirausdieserfinanziellenSituationhe-
rausfinden. Nicht nur zum Wohl der
Universität, sondern auch zum Wohl
der beiden Trägerkantone und damit
zumWohl der ganzenRegion.

Inwiefern fürdieRegion?
Wir wissen, dass klassische For-
schungsuniversitäten – wie wir eine
sind – einengrossenMehrwert für eine
entsprechende Region schaffen. Dazu
gibt es verschiedene Studien. Aber wir
sind auch überzeugt, dass wir noch
mehrmachenmüssen.Deshalb starte-
ten wir 2017 eine Initiative zur Förde-
rung von Innovationen und desUnter-
nehmertums. Diese Initiative ist sehr
erfolgreich: Seit 2019 haben wir nach
Angabenunseres InnovationOfficebe-
reits 880MillionenFrankenundumdie
500 Arbeitsplätze in die Region Basel
bringen können – dank derMenschen,
die wir an der Universität ausgebildet
haben und ihrem Unternehmergeist.
Dafür, dasswir immernocherst amAn-
fang stehen, ist das eine ausserordent-
lich erfreuliche Zahl.

Muss sicheineUniversität lohnen?
Als ichalsRektorin anfing, gab icheine
Studie inAuftrag, inwieferndas in eine
Universität investierte Kapital wieder
in die Region zurückfliesst. Das Resul-
tat:Allein indieserRegionkommtdank
unserer Universität jeder investierte
FrankenmitFaktor zweibisdreiwieder
zurück.FasstmandenRahmengrösser,
beträgt der Faktor fünf bis sechs. Das

deckt sichmitdenResultatenderEuro-
päischen«LeagueofResearchUniver-
sities», die für ein grösseres Gebiet
ebenfalls aufFaktor fünfbis sechskom-
men. Die Universität muss sich also
nicht nur lohnen, sie tut es auch.

Nunbrechenaber auf allenSeiten
gleichzeitigdiefinanziellenMittel
weg.Was tunSie?
Wir sind derzeit in intensiven Diskus-
sionen, unter anderemmitdenzustän-
digen Kommissionen des eidgenössi-
schen Parlaments, mit anderen Stake-
holdern über die Rektorenkonferenz
und natürlich mit unseren Trägern
Basel-Stadt und Baselland. Es ist aber
nicht ganz einfach. Die Hochschulfi-
nanzierung steht aktuell inKonkurrenz
mit steigenden Sicherheitsausgaben
und steigenden Ausgaben für die So-
zialversicherungen. Optimistisch
stimmt mich, dass wir in der Schweiz
über eine lange Tradition des Aushan-
delns verfügen. Am Schluss werden
und müssen wir einen Ausweg und
einenKonsens finden.

KönnenSie einenLeistungsabbau
anderUniBasel ausschliessen?
Darüber möchte ich imMoment nicht
spekulieren. Eine Universität ist kein
Unternehmen, indemmanLeistungen
kurz auf- undabbauenkann.Wennein
Leistungsabbau wirklich zu Buche
schlagen soll, dann müssten wir dort
ansetzen, worin wir sehr gut sind:Me-
dizinundNaturwissenschaften.Das ist
auch unser teuerster Teil. Doch Ein-
schnitte in diesen Bereichen können
wir nicht verantworten, in keiner Art
undWeise.

Warumnicht?
Das würde bedeuten, dass wir dem
Standort Basel das entziehen, wovon
diegesamteRegionamwesentlichsten
profitiert. Das gilt es zu verhindern.

Und inanderenBereichenwie etwa
denGeisteswissenschaften?

Dort sind wir bereits sehr schlank auf-
gestellt. Rund75Prozent unseresBud-
gets gehen indieNaturwissenschaften
und in die Medizin. Die anderen Be-
reiche teilen sich den Rest und haben
aucheinedeutlichweniger aufwendige
Infrastruktur.Müsstenwir alsodort ab-
bauen,würdedieUniversität –mitVer-
laub – kaum sparen, aber geistig verar-
men.Wir sind eineVolluniversität und
müssen alsHochschule in dieser kom-
plexen Welt die Interdisziplinarität
zwingend fördern, sonst verlieren wir
am Schluss auch massgeblich an At-
traktivität.

KürzlichhatdieGewerkschaft
VPODzueinerMittelbau-Reform
aufgerufen.Doktorierendeund
Post-Docshätteneine zugrosse
Belastungbei zugeringerBezah-
lung.EinSymptomderfinanziellen
Probleme?
Nein, dashatmit derFinanzlagenichts
zu tun. Zudem möchte ich betonen,
dass wir im Gegensatz zu anderen
Universitäten kein Prekariat haben.
Das heisst, unsere Mindestpensen bei
Anstellungen im Mittelbau betragen
60Prozent.

HabendieVorwürfekeine
Sub-stanz?
Ichwill nicht sagen, dass es solcheVor-
kommnisse, die angeprangertwerden,
gar nicht gibt. Es kann in Einzelfällen
sein, dass Professorinnen oder Profes-
soren Dinge verlangen, wofür die As-
sistierenden nicht bezahlt sind, wie
zumBeispiel eineallzuhoheBelastung
durchdieLehre.Daswollenwir selbst-
verständlich nicht, und dafür gibt es
klare Richtlinien und auch Ansprech-
personen, die sich in den Fakultäten
und in der Zentrale um solche Fälle
kümmern.

WährendundnachdemDoktorat
ist dieArbeitsrealität sehrhart.
Das ist richtig. Aber die Universität ist
ein wettbewerbsorientiertes System.

«DieUniversität
ist keinUnterneh-
men, indemman
Leistungenkurz
auf-undabbauen
kann.»
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Ich kann die Spitze nicht beliebig ver-
breitern. Auf dem akademischen Weg
mussmansystembedingtmehrereStu-
fendurchlaufen;dasgehörtdazu.Trotz-
demgeht esnicht, dassmandie jungen
Menschen zu Dingen verpflichtet, für
die sienichtbezahltwerdenoder fürdie
es keineAbmachungen gibt.

Also zuerst diebestehendenMittel
konsequent anwenden, statt gleich
die grosseReformanwerfen?
Wirwerden sehen. Eine kostenneutra-
leMittelbau-Reformdurchzuführen, ist
in dieser Formnichtmöglich.Wir sind
bereit für eine Reform, aber zum jetzi-
genZeitpunkt ist eineUmsetzung sehr
schwierig. Selbstverständlich bespre-
chen wir aber den Handlungsbedarf
auchmit unseren Trägerschaften.

Stichwort«Konflikte»:DerFach-
bereichUrbanStudies anderUni
Basel hatmitPositionsbezügen
imIsrael-Palästina-Konflikt für
Aufsehengesorgt.WoziehenSie
alsRektorindieGrenze zwischen
politischenÄusserungenund
Wissenschaft?
Wir sindeineWissenschaftsinstitution.
Wissenschaft arbeitet faktenbasiert
und damit evidenzbasiert. Wissen-
schaft bezieht Position, tut dies aber
basierendaufFakten, undsie ist immer
offen für andere Argumente, Perspek-
tiven und Meinungen, die in die
Schlussfolgerungen einbezogen wer-
den. Wenn das nicht mehr möglich ist
– das ist dieGrenze.

Ist es alsonicht per seproblema-
tisch, dass sichProfessorenoder
Professorinnen inMeinungsbeiträ-
genäussernundPositionbeziehen?
Nein, wenn er oder sie eine Analyse
tätigt und sagt, aufgrund meiner For-
schung bin ich zu diesem Schluss ge-
kommenundselbstverständlichbin ich
offen für den Dialogmit anderen Posi-
tionen,dann istdaskeinProblem.Aber
die Perspektivemusswissenschaftsba-

siert sein,wenn ich inmeinerFunktion
beziehungsweisemitderProfessurauf-
trete.Will ich hingegen nurmeine per-
sönlicheMeinungäussern,dann tue ich
das ohneBerufung aufmeine Position.

DasKonfliktpotenzial ist heute
grundsätzlichhoch,nichtnurwas
Kriegeangeht, sondernauch
CancelCultureoderWokeismus.
Es ist leider so, wir haben Kriege.
Da akzentuieren sich gewisse Dinge,
in Schärfe ebenso wie in Kontroverse.
Wasdasandereangeht:DieseDiskurse
kommengrösstenteils ausdenUSA,wo
die Situation aktuell eine ganz andere
ist. Bei uns ist es im Vergleich ruhig. In
Amerikahingegen ist esderzeit teilwei-
se sehr unangenehm, da kamen zahl-
reiche Universitäten aufgrund solcher
Konflikte in grosse Schwierigkeiten.

DieStruktur ist aucheineandere:
IndenUSAsinddie exponierten
Hochschulenweitgehendprivat
finanziert, inder Schweizwerden
sie vonderöffentlichenHand
getragen. Sindwirdanachhaltiger?
Wir haben in der Tat ein sehr nachhal-
tiges Finanzierungssystem für unsere
Hochschulen.Geradeweilwirüberdrei

Pfeiler verfügen statt nur über einen
Hauptpfeiler, sind wir insgesamt resi-
lienter.

IhrVorgängerwarAntonioLoprie-
no, einÄgyptologe, ihrVorvorgän-
gerUlrichGäbler einTheologe.
Sie sindÖkonomin.Erfolgte Ihre
Wahl rückblickendzumrichtigen
Zeitpunktmit demrichtigenProfil?
Ja. Vorbehaltlos, ja.

Siewerdenkommendes Jahr zehn
JahrealsRektorin anderUniver-
sitätBasel tätigunddamitdie
Dienstältesteunter all IhrenVor-
gängern sein.
Es ist natürlicheinPrivileg, so langeder
Universität Basel vorstehen zu dürfen,
und ichmachemeine Arbeit ausseror-
dentlich gerne.

Washat sich indieserZeit ander
Universität verändert?
Die Uni hat sich enorm entwickelt.
Rückblickend sind es neben der Inno-
vationsinitiative zwei weitere grosse
Initiativen, auf die ich sehr stolz bin:
Die Quantenforschung am Institut für
Physik und die Forschung zur Antibio-
tikaresistenz amBiozentrum.Das sind
beides grosse Programme vom Bund,
für die wir viel Geld eingeworben ha-
ben, was bei einigen anderen Univer-
sitäten durchaus zu einem gewissen
Neid führte. Dass ausgerechnet die
kleine Universität Basel zum gleichen
Zeitpunkt zwei solche strukturellen
Projekte akquirieren konnte, ist schon
spektakulär. Ich freuemichnochheute
darüber!

Und IhrpersönlicherAusblick?
Ich wurde vergangenes Jahr noch ein-
mal für vier Jahre alsRektorin gewählt.
Sofern ich gesund bleibe, möchte ich
diese Amtszeit sehr gerne vollenden.
DieseAufgabeandieserUniversität ist,
bei allen Herausforderungen, die
schönste Aufgabe, die ich in meinem
Leben jemals erhalten habe.

«Einekosten-
neutrale
Mittelbau-Reform
durchzuführen,
ist indieserForm
nichtmöglich.»

Crackkonsum
nimmt in
Basel zu
Mehr Suchterkrankte landen auf der Strasse,
beobachten dieUPKBasel.

Silvana Schreier

Knapp ein Viertel der Proben,
die im ambulanten Drug Che-
cking abgegeben werden, be-
steht aus Kokain. Die neusten
ZahlenausBasel zeigendieVor-
liebenderBaslerinnenundBas-
ler deutlich. Dabei bleibt offen,
wiedasKokainkonsumiertwird.
Schnupfen istdiehäufigsteKon-
sumform,seltenerwirddieSubs-
tanz geschluckt oder in Wasser
aufgelöst und gespritzt.

Auf dem Vormarsch ist in
Europa jedocheinedritteForm:
Das Pulver wird zu Crack und
Freebase verarbeitet, die soge-
nannten Steine werden ge-
raucht. Das Bundesamt für Ge-
sundheit (BAG) hat im Februar
einen Bericht zu den Erfahrun-
gen der Schweizer Städte und
Kantone mit Crack, Freebase
undKokainveröffentlicht.Darin
heisst es, dass inBaselmehrheit-
lich Kokain in Pulverform ver-
kauft und dann von den Konsu-
mierenden zu Steinen verarbei-
tet wird. Und: «In Basel wird in
Bezug auf die gesamte Sucht-
problematik einerhöhtesPreka-
riat beobachtet.»

«Süchtigefixierenextrem
aufdenCrackkonsum»
Marc Vogel, Chefarzt des Zent-
rums für Abhängigkeitserkran-
kungen an den Universitären
PsychiatrischenKliniken (UPK)
Basel, bestätigt aufAnfrageeine
ZunahmevonCrackkonsum,so-
wohl bei stationären als auch
ambulanten Patientinnen und
Patienten. Meist seien es Men-
schen, die bereits andere Sub-
stanzen konsumieren würden.
«Crackkonsum kann schneller
Überhandnehmen», sagtVogel.
Während beim klassischen
Schnupfen von Kokain rund
20 Prozent der Konsumieren-
den abhängig werden, sind es

laut dem Experten bei Crack
oder Freebase deutlichmehr.

Denn das High komme un-
glaublichschnell, dauerekurzan
undverschwindeebensoschnell.
«NachCrack süchtigePersonen
fixierenextremaufdenKonsum,
sie verwahrlosen häufiger, kön-
nen ihreWohnungennichtmehr
halten.» Dass mehr Menschen
aufgrund ihresDrogenkonsums
auf der Strasse landen, heisst es
auch imBAG-Bericht.Vogelprä-
zisiert: «Rund 20Prozent unse-
rer stationärenPatientinnenund
Patientensindobdachlos.Das ist
eine deutliche Verschärfung im
Vergleichzu früher.»Dochohne
festenWohnsitz kann die Sucht
noch stärker werden. Wer stän-
dig unterwegs sei und auf der
Hut sein müsse, brauche die
Drogenumsomehr,umwachzu
bleiben, erklärt Vogel.

Basel ergreiftMassnahmen
aufverschiedenenEbenen
DerKantonwill dieserEntwick-
lung entgegenwirken: Mit zwei
Projekten, die sichanobdachlo-
se Personen mit Unterstüt-
zungsbedarf richten, sollWohn-
raumgeschaffenwerden.Neben
generellen Hausregeln werden
an die Bewohnenden keine
Anforderungen gestellt. Dro-
genkonsum ist alsonicht verbo-
ten. Vielmehr soll die Situation
der Personen möglichst stabili-
siert werden.

Eine andereMassnahme ist
der Ausbau der Kontakt- und
Anlaufstellen. Der Standort
Dreispitz ist seit April versuchs-
weise an drei Abenden proWo-
che geöffnet, um den Standort
Riehenringzuentlasten.Zudem
gibt es mehr Inhalationsplätze.
FürdieseStellehabederKanton
unterdesseneineArbeitsgruppe
gebildet, umeinenErsatzstand-
ort zu suchen, teilte die Regie-
rung gesternmit.

ANZEIGE

Basler Regierung
für SUV-Steuer
Vorstoss DerAnteil anSUVund
Offroadernnimmtauch imKan-
ton Basel-Stadt seit Jahren zu.
Weil sie besonders umwelt-
schädlich sind, verlangtderGrü-
nen-GrossratRaphael Fuhrer in
einer Motion, dass Besitzerin-
nen und Besitzer von überdi-
mensioniertenundübermotori-
sierten Fahrzeugen stärker zur
Kasse gebeten werden. Errei-
chen will er das mittels Anpas-
sung der Motorfahrzeugsteuer.
Wie die Regierung schreibt, ist
sie bereit, dieMotion als Anzug
entgegenzunehmen. Die Erhö-
hung des Anreizes für den Kauf
von emissionsarmen Fahrzeu-
gen habe für denRegierungsrat
hohe Priorität, er wolle das
Steuersystem rasch und len-
kungswirksamumsetzen. (bz)

Erlebnisreisen
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